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Liebe Leser_innen, 

demokratische Rechte einfordern, dies 

tun Menschen rund um die Welt, aktu-

ell in Ägypten, der Türkei, Portugal, 

und Brasilien, sind die Menschen be-

harrlich und ausdauernd, in einigen 

Ländern riskieren viele dafür sogar ihr 

Leben. Entscheidend in all diesen Aus-

einandersetzungen weltweit ist auch 

die Verbesserung der Lebenslage im 

Hinblick auf Sicherung einer zukunfts-

fähigen Existenz durch genügend Ar-

beit und ausreichend Lohn. Während 

dies für viele Menschen in den außer-

europäischen Ländern seit Jahrzehn-

ten einen  permanenten Überlebens-

kampf darstellt, wird es auch zuneh-

mend für große Teile der Menschen in 

den krisengebeutelten südeuropäi-

schen Ländern zum Problem. In Spa-

nien etwa lag die Jugendarbeitslosig-

keit im ersten Quartal des Jahres bei 

55,8%. Bei den Verhandlungen im 

Kampf gegen die Arbeitslosigkeit in der 

EU nimmt Deutschland eine entschei-

dende Rolle ein. In den vergangenen 

Wochen sind Initiativen gestartet wor-

den, wonach 5000 spanischen Jugend-

lichen in Deutschland einen Ausbil-

dungsplatz erhalten sollen. Am 3. Juli 

2013 findet ein Gipfel gegen Arbeitslo-

sigkeit  zwischen den vier großen EU-

Staaten Deutschland, Frankreich, Ita-

lien und Spanien im Kanzleramt statt.  

Auch auf einem anderen Gipfel, dem 

sechsten Integrationsgipfel, war das 

Thema der Eingliederung von Zuwan-

der_innen auf den Arbeitsmarkt zentral. 

Dabei ist es immer wieder zu beobach-

ten, wie Diskussionen in der Migrati-

onspolitik auffällig zusammenhangslos 

nebeneinander her geführt erscheinen. 

Denn während das Thema Arbeits-

markt und Migration ein eher beliebtes 

Thema in der deutschen Migrationspo-

litik darstellt, scheinen andere Themen 

weniger von Bedeutung.  

So ist Ende April diesen Jahres der Vor-

stoß der Oppositionsparteien für die dop-

pelte Staatsbürgerschaft im Bundestag 

gescheitert, ebenso die Forderung nach 

Abschaffung der Optionspflicht. Dabei 

würde das Mehrstaatigkeitskonzept der 

Lebensrealität der Menschen im 21. 

Jahrhunderts entsprechen, auch (und ge-

rade!) der von nicht EU-Bürger_innen. 

Denn auch hier greift die Unterscheidung 

in Migrant_innen 1. und 2. Klasse, so ist 

für EU-Bürger_innen die Erlangung einer 

doppelten Staatsbürgerschaft kein Prob-

lem. Und warum lassen sich nicht einfach 

alle einbürgern, vor allem wenn sie schon 

so lange ihren Lebensmittelpunkt  in 

Deutschland haben? Mit dieser Frage 

beschäftigte sich die rheinland-pfälzische 

Kampagne „Ja! Zur Einbürgerung“ auf ei-

ner Veranstaltung am 10. Juni 2013. In 

den Diskussionen zeigte sich, dass ne-

ben dem Zwang zu einer „Entweder oder 

Identität“ auch hohe Gebühren, Sprach-

test sowie das aktuell feindlich ablehnen-

de Klima gegenüber Migrant_innen wei-

tere Hürden darstellen, sich einbürgern 

zu lassen. Mit der Mehrstaatigkeit  würde 

sich jedoch auch das Problem mit dem 

Wahlrecht lösen. Aber da sind wir leider 

immer noch weit von entfernt und so ha-

ben die Beiräte in der Südpfalz die Kam-

pagne „Kommunales Wahlrecht für Alle“ 

Anfang Mai 2013 reaktiviert. 

Bleibt abzuwarten, wie lange die Argu-

mente der Gegner_innen von Mehr-

staatigkeit, und (kommunalem) Wahlrecht 

sich noch halten werden. Denn eins ist 

sicher, langfristig muss sich die Bundes-

republik für eine moderne Migrationspoli-

tik öffnen, und Integration vor allem auch 

als Teilhabe an politischen und gesell-

schaftlichen Entscheidungsprozessen 

verstehen.  

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine 

anregende Lektüre und eine schöne 

Sommerzeit.  

Ihr AGARP-Redaktionsteam 
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31.08.2013       - Remagen, AGARP on tour, 9.00-11.30 Uhr. Nähere Infos in Kürze auf unserer Homepage. 

Keine Mehrheit im Parlament für die doppelte Staatsbürgerschaft 
Gegenstimmen von Schwarz und Gelb im Bundestag  
Anfang Juni wurde im Bundestag über 

mehrere Oppositionsvorstöße zur Än-

derung des Staatsangehörigkeits-

rechts beraten. Es ging dabei um die 

Gewährung von EU-Rechten türki-

scher Staatsbürger_innen, Einbürge-

rungserleichterungen, die generelle 

Hinnahme von Mehrstaatigkeit und die 

Streichung der Optionsregelung im 

Staatsangehörigkeitsrecht. Das Par-

lament lehnte einen Gesetzesentwurf 

der Grünen zur Streichung der so ge-

nannten Optionspflicht im Staatsange-

hörigkeitsrecht mit 307 gegen 267 

Stimmen ab. Nach der Optionspflicht  

müssen sich hierzulande geborene 

Kinder ausländischer Eltern nach Er-

reichen der Volljährigkeit und spätes-

tens bis zur Vollendung des 23. Lebens- 

jahres zwischen der deutschen Staats- 

angehörigkeit und der ihrer Eltern ent-

scheiden. Derzeit seien 300.000 junge 

Deutsche dem „Optionszwang“ unter-

worfen, von denen 70 Prozent türki-

sche Wurzeln hätten. Zwei Drittel aller 

Optionspflichtigen möchten gerne „den 

Doppelpass“. Die Opposition tritt für 

ein modernes Staatsbürgerschafts-

recht ein, indem die Optionspflicht ab-

geschafft ist.  

Der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesinnenministerium, Ole 
Schröder (CDU), hielt demgegenüber 
der Opposition vor, sie wolle die 
„deutsche Staatsbürgerschaft verram-
schen“. Für die Union sei die Option-
pflicht eher ein Erfolgsmodell. Es zei-
ge, dass sich 98% der Optionspflichti- 
gen für die deutsche Staatsbürger-
schaft entschieden hätten. 

Eine aktuelle Umfrage des Meinungs-

forschungsinstitut Forsa im Auftrag 

des Ministeriums für Integration hat 

ergeben, dass sich die Mehrheit der 

Deutschen für die Hinnahme von 

Mehrstaatigkeit bei der Einbürgerung 

ausspricht. Auf die Frage „Sollte man 

bei der Einbürgerung in Deutschland 

grundsätzlich die ausländische 

Staatsbürgerschaft behalten dürfen?“ 

antwortete die Mehrheit der Deut-

schen mit „ja“.  

Integrationsministerin Bilkay Öney 
sagte dazu „Diese Umfrage bekräftigt 
unsere Argumente für die Bundesrats-
initiative. Dabei geht es uns nicht da-
rum, Mehrstaatigkeit aktiv zu propa-
gieren. Es geht uns um ein modernes 
Staatsangehörigkeitsrecht, das die In-
tegration befördert.“ 

Buchtipp 

„Kritik und Gewalt – Sarrazin-Debatte, ‘Islamkritik‘ und Terror in der Einwande-
rungsgesellschaft“ von Klaus J. Bade 

Im April 2013 erschien das neue Buch 

des bekannten Migrationsforschers 

Klaus J. Bade, das die Integrationsde-

batten, antimuslimischen Rassismus 

und die Serienmorde des Nationalso-

zialistischen Untergrunds (NSU) in ei-

nen erschreckend erhellenden Zu-

sammenhang stellt. Als Hintergrund 

seiner Analyse nimmt Bade das Para-

dox, dass es auf der  einen Seite  eine 

wachsende Akzeptanz des kulturellen 

Pluralismus gibt, aber auf der anderen 

Seite kulturelle Ressentiments zu-

nehmen, in den Blick. Doch anstatt die 

Schaffung einer neuen Identität als 

Einwanderungsgesellschaft zu gestal-

ten, greift ein altbekannter rassisti-

scher Mechanismus:  die Selbstver-

gewisserung der Mehrheit durch die 

Abwertung und Ausgrenzung e iner   

(muslimischen) Minderheit. Eine 

Folge dieser Debatten drückt sich 

auch im  Zusammenhang von 

Wortgewalt und Tatgewalt aus. 

Erläutert wird dies an den Beispielen 

vom Breivik-Massaker und den 

Serienmorden des NSU.  

Das Buch zeigt auf, dass ein kritischer 

Punkt erreicht ist.  

Volontariatsstelle für Frauen mit Migrationsgeschichte – Ausschreibung 
der taz Panter Stiftung 
Die taz Panter Stiftung finanziert eine 

taz-Volontariatsstelle für eine Frau mit 

Migrationsgeschichte. Es gibt keine Al-

tersbeschränkungen, spezifische 

Berufsabschlüsse sind nicht zwingend. 

Soziales Engagement, Lebenserfah-

rung und Interesse am Qualitätsjournalis- 

mus werden vorausgesetzt.  Das Vo-

lontariat beginnt am 1. Oktober 2013 

und dauert 18 Monate. Schreib- und 

journalistische Erfahrungen sind von 

Vorteil. Ziele der taz Panter Stiftung 

sind neben dem taz Panter Preis für 

ehrenamtliches Engagement und dem  

Aufbau der taz Akademie für journalis-

tische Aus- und Weiterbildung auch 

die Durchführung von Veranstaltun-

gen mit dem Zweck, Bürgerrechte zu 

vermitteln beziehungsweise zu deren 

Wahrnehmung zu animieren. Weitere 

Informationen finden Sie hier. 

Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine  

31.08.2013       - Remagen, Qualifizierungsseminar „Öffentlichkeitsarbeit”, 12.30-17.00 Uhr. Nähere Infos in Kürze  

                           auf unserer Homepage. 
26.10.2013       - AGARP-Delegiertenversammlung, vorauss.13.00-17.00 Uhr. Nähere Infos in Kürze auf unserer  
                           Homepage.   

http://www.taz.de/zeitung/taz-panter-stiftung/taz-panter-preis/
http://www.taz.de/zeitung/taz-panter-stiftung/akademie/
http://www.taz.de/zeitung/taz-panter-stiftung/projekte/volontariat/
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Preisverleihung für Unternehmensgründungen - vor allem von Men-
schen mit Migrationsgeschichte  
Unternehmerinnen mit einer wegwei-

senden und erfolgversprechenden 

Gründungsidee werden seit 1997 mit 

dem Darboven IDEE-Förderpreis aus-

gezeichnet. In diesem Jahr sind Be-

werbungen aus dem sozialen Bereich 

sowie von Gründerinnen mit einem 

Migrationshintergrund besonders will-

kommen. Für die Gewinnerin gibt es  

ein Preisgeld in Höhe von 50.000 Eu-
ro. Die entscheidenden Kriterien für 
die Verleihung des Förderpreises sind 
klar definiert. Im Vordergrund steht der 
Neuigkeitsgrad der Geschäftsidee, der 
bereits erzielte bzw. zu erwartende un-
ternehmerische Erfolg, das persönli-
che Engagement der Gründerin und 
die Anzahl der geschaffenen bzw. zu  

erwartenden neuen Arbeitsplätze. 
Teilnahmeberechtigt sind Existenz- 
gründerinnen und Jungunternehme-
rinnen, die nicht länger als drei Jahre 
selbstständig sind. Die Preisverlei-
hung findet im November 2013 in 
Hamburg statt. Es werden drei Ge-
schäftsideen ausgezeichnet. Die Be-
werbungsunterlagen und weitere In-
formationen finden Sie hier.  

Forderung nach einem Bundesintegrationsministerium 

Um eine bessere Integrationspolitik 

durchführen zu können, fordert sowohl 

der Sachverständigenrat deutscher 

Stiftungen für Migration und Integrati-

on (SVR), als auch die rheinland-

pfälzische Integrationsministerin Irene 

Alt und der Beauftragte der Landesre-

gierung für Migration und Integration, 

Miguel Vicente,  ein Bundesintegrati-

onsministerium einzurichten, welches 

die Integrationspolitik und das Auslän-

der- und Flüchtlingsrecht unter einem 

sozialpolitischen Dach behandelt. Der 

SVR kritisiert die derzeitige Koordina-

tion sowie die Kooperation und die 

Vernetzung der integrationspolitischen 
Zuständigkeitsbereiche zwischen 
Bund und Ländern. Integration müsse 
als Querschnittsaufgabe betrachtet 
werden. Das rheinland-pfälzische In-
tegrationsministerium arbeitet bereits 
seit zwei Jahren erfolgreich nach die-
sem vorgeschlagenen Modell. Auslän-
derrecht wird in RLP nach Irene Alt 
bedeutend integrationspolitischer be-
trachtet, was auch auf Bundesebene 
zu erstreben sei.  Miguel Vicente 
stimmt der Ministerin zu: „Integrati-
onspolitik sieht anders aus. Deutsch-
land ist längst ein Einwanderungsland. 
Diese Tatsache muss sich in einer  

Zuwanderungs- und Integrationspolitik 

aus einem Guss widerspiegeln.“ 

Auch Klaus Zimmermann, Direktor 

des Instituts zur Zukunft der Arbeit 

(IZA Bonn), forderte auf dem 6. Integ-

rationsgipfel am 28. Mai, ein Bundes-

integrationsministerium zu schaffen, 

um eine „kluge“ Gestaltung der Migra-

tionswelle durchführen zu können. Er 

erwartet in naher Zukunft einen Zu-

wanderungsschub und die Politik 

müsse dafür gewappnet sein.  

Die Stimme nach der Forderung eines 

Bundesmigrationsministeriums wächst 

somit immer mehr.  

Die „Schura“ – Muslime gründen in Rheinland-Pfalz ersten Landesver-
band 

Initiiert durch den „Runden Tisch Is-

lam“ unter der Leitung des Landesin-

tegrationsbeauftragten, wurde im Ap-

ril 2013 der neue islamische Landes-

verband „Schura“ offiziell in Rhein-

land-Pfalz gegründet. Der Verband 

vereint 15 verschiedene Moschee-

gemeinden unterschiedlicher Glau-

bensrichtungen aus dem ganzen 

Bundesland.  „Schura“ kommt aus. 

dem Arabischen und bedeutet Bera- 

tung oder Ratgebergremium. Begrüßt 

wird die Schura u.a. von der rot-

grünen Landesregierung, Frau Minis-

terin Alt sieht die Gründung des Ver-

bandes als eine „Religionsgemein-

schaft, die den Dialog sucht mit dem 

Staat aber auch mit den anderen Re-

ligionsgemeinschaften.“  

Dem Vorsitzenden der Schura, Mus-

tafa  Cimişit, geht es darum, „dass 

die verschiedenen Gemeinden  sich  

verstanden statt verloren fühlen sollen“. 

Es gehe darum, den Muslimen_innen 

einen Ansprechpartner zu geben und 

ihren Ideen Gehör zu verschaffen, wie 

etwa dem Wunsch eines interreligiösen 

Kindergartens.  

Noch hat die Schura keine Geschäfts-

stelle, sei aber im Aufbau, sodass man 

sich derzeit noch in den Verbandsge-

meinden in regelmäßigen Abständen 

treffe, so  Cimişit.  

http://www.darboven.com/nc/unternehmen/engagement/idee-foerderpreis-2013/bewerbungsformular-idee-foerderpreis-2013.html
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Zuwanderung in Rheinland-Pfalz sorgt für Bevölkerungswachstum 

Rund 45.000 Menschen sind im Jahr 

2013 aus dem Ausland nach Rhein-

land-Pfalz gezogen. Dem stehen et-

wa 29.000 Fortzüge gegenüber. Das 

größte Wanderungsplus verzeichnete 

das Land gegenüber Polen, Rumäni-

en und Bulgarien.  

Im Jahr 2012 zogen nach Angaben 

des Statistischen Landesamtes in 

Rheinland-Pfalz rund 111.200 Perso-

nen nach Rheinland-Pfalz. Damit lag 

die Zahl der Zuzüge nach vorläufigen 

Berechnungen um 5.500 über dem 

Vorjahreswert (plus 5,2 Prozent). Im 

selben Zeitraum nahm die Zahl der 

Fortzüge um 500 auf 98.400 zu (plus 

0,5 Prozent). Der sich daraus erge-

bende Wanderungsgewinn von 

12.800 Personen liegt um rund 63 

Prozent über dem Vorjahresergebnis. 

Er stieg das dritte Jahr in Folge an 

und erreichte das höchste Niveau seit  

10 Jahren. Maßgeblich für die positive 

Entwicklung waren – wie in den beiden 

Jahren zuvor – die Wanderungsbezie-

hungen mit dem Ausland.  

Während 2011 rund 39.700 Menschen 

aus dem Ausland zuzogen, waren es 

2012 rund 44.900 (plus 13,1 Prozent). 

Die Zahl der 2012 ins Ausland Abge-

wanderten nahm im Vergleich zum Vor-

jahr um 1.300 auf 29.200 Menschen zu 

(plus 4,5 Prozent).  

Zusammen für menschenwürdige Arbeit 

Projekt gegen Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung und arbeitsmarktspezifi-
schen Diskriminierung von Migrant_innen 

Prekäre Arbeitsbedingungen und 
Menschenhandel zur Arbeitsausbeu-
tung kommen in Deutschland immer 
häufiger vor. Einem aktuellen EU-
Bericht zufolge steigt die Zahl der be-
kannt gewordenen Opfer europaweit, 
während weniger Täter_innen verur-
teilt werden. Migrant_innen sind be-
sonders oft betroffen, viele sind wegen 
einer unsicheren aufenthaltsrechtli-
chen Lage besonders verletzlich oder  
werden mit Vorurteilen gegen Arbeits- 

migrant_innen konfrontiert. 

Das Ministerium für Integration, Fami-
lie, Kinder, Jugend und Frauen Rhein-
land-Pfalz, (MIFKJF) engagiert sich 
deshalb als Teilprojektpartner zusam-
men mit Arbeit und Leben Berlin, dem 
DGB Berlin Brandenburg und der Dia-
konie Wuppertal im Bündnis gegen 
Menschenhandel zur Arbeitsausbeu-
tung. Die Bündnispartner_innen wollen  
Akteure, die mit Betroffenen von Ar-
beitsausbeutung und Menschenhandel 

in Berührung kommen, vernetzen und 

für das Phänomen sensibilisieren. Sie 

bieten in ihren jeweiligen Bundeslän-

dern Schulungen an, lassen Studien 

zum Thema erstellen und wirken auf 

eine Änderung gesetzlicher Regelun-

gen im Sinne des Opferschutzes hin. 

Sie machen die Rechtsverletzungen 

sichtbar und verbessern die Unter-

stützungsstrukturen für Betroffene. 

 Mehr Informationen finden Sie hier. 

BigFM Preis für Integration verliehen! 

1. Preis ging an die Studierenden der FH Worms „LIVE“ 

Die diesjährige Preisverleihung der Ini-

tiative für Integration des BigFM Radi-

osenders ging an drei rheinland-

pfälzische Gruppen. Die AGARP war, 

in Person des Vorstandsvorsitzenden 

Selim Özen, Teil der Jury.  Den ersten 

Preis erhielt die Studierenden- Gruppe 

der FH Worms für ihr Projekt „LIVE“, 

L-Lernen, I-Integration, V-Vielfalt und 

E-Erfolg. Die Studierenden, die selbst 

einen Migrationshintergrund besitzen, 

helfen Kinder bei ihren Hausaufgaben, 

geben Nachhilfe in verschiedenen Fä-

chern und unterstützen sie beim Er-

werb der deutschen Sprache. Sie 

selbst dienen dabei als Vorbilder für die 

Kinder. Der Preis ist mit 1.500 € do-

tiert. 

Der zweite Preis wurde dem Projekt 

„Dreifach in die Zukunft!“ verliehen. 

Das Projekt wird von ehrenamtlichen 

Mitarbeiter_innen des Jugendbüros 

Ramstein-Miesenbach geleitet und 

hilft gleich in dreifacher Weise: In ei-

nem ersten Schritt besuchen die eh-

renamtlichen Mitarbeiter_innen die 

neuzugezogenen ausländischen Men-

schen bei Behördengängen und diver-

sen Besorgungen. Teil zwei besteht in 

der Förderung der deutschen Spra-

che. Die Einbindung von Kindern und 

J u ge n d l i c h e n  i n  S p o r t v e r e in e n  b i l d e t  

den dritten Teil der Bemühungen. Der 

zweite Preis ist mit 1.000 € dotiert. 

Der dritte Preis ging an das studenti-

sche Projekt „SchülerNavi“ nach 

Landau. Die Initiative unterstützt Kin-

der bei ihren Hausaufgaben und gibt 

ihnen Nachhilfe. Kinder, die aus fi-

nanziell schlechter gestellten Familien 

stammen und sich eine teure Nachhil-

fe nicht leisten können, sind hier Ziel-

gruppe. Das Projekt erhielt ein Preis-

geld in Höhe von 500 €. 

Die AGARP gratuliert den Preisträ-

ger_innen und wünscht ihnen alles 

Gute für ihre weitere Arbeit! 

http://www.berlin.arbeitundleben.de/projekte-und-dienstleistungen/xenos-buendnis-gegen-menschenhandel-zur-arbeitsausbeutung.html
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JA zur Einbürgerung!  

Zur Einbürgerungskampagne und Optionspflicht in Rheinland-Pfalz  

Gleichberechtigte Partizipation ist eine 

Querschnittsaufgabe. Allerdings ist 

volle politische Teilhabe in Deutsch-

land weiterhin nur mit der deutschen 

Staatsangehörigkeit möglich. Daher 

müssen, was das Thema Einbürge-

rung betrifft, integrationspolitische 

Handlungsoptionen in der Aufklärung, 

Unterstützung und Förderung liegen. 

In Rheinland-Pfalz werden diese Me-

thoden umgesetzt. Schon viele Mig-

rant_innen haben der Einbürgerung 

zugestimmt und die deutsche Staats-

bürgerschaft erworben.  

Dadurch riskieren sie allerdings den 

Verlust ihrer ausländischen Staatsbür-

gerschaft, da in Deutschland die Opti-

onspflicht herrscht. Mehrstaatigkeit ist 

bisher noch nicht für jede und jeden 

möglich und während die Prüfung des 

Optionsverfahrens noch aussteht, ver-

lieren schon einige ihre deutsche 

Staatsbürgerschaft und sind zukünftig  

von gleichberechtigter Partizipation 

ausgeschlossen. Dies steht im Wider-

spruch zur integrationspolitischen 

Zielsetzung der rheinland-pfälzischen 

Landesregierung. Daher hat die Lan-

desregierung in Zusammenarbeit mit 

dem Initiativausschuss für Migrations-

politik Rheinland-Pfalz, der Arbeits-

gemeinschaft der Beiräte für Migration 

und Integration Rheinland-Pfalz, dem 

Landesverband der Volkshochschulen 

Rheinland-Pfalz und der LIGA die 

Kampagne „JA ZUR 

EINBÜRGERUNG“ gestartet. 

Dabei sind drei Säulen tragend:  

1. Aufklärung über die Vorteile der 

deutschen Staatsbürgerschaft.  

2. Information über die Einbürge-

rungsvoraussetzungen.  

3. Unterstützung des Einbürgerungs-

willigen auf dem Weg zum Erwerb der 

deutschen Staatsbürgerschaft.  

Zudem weist die Kampagne auf diver-

se Beratungsangebote hin.  

Seit dem Kampagnenstart vor vier 

Jahren sind deutlich mehr Einbürge-

rungen zu verzeichnen.  

Eine besondere Zielgruppe der Kam-

pagne sind junge Menschen mit Mig-

rationshintergrund. An sie richtet sich 

die Broschüre „Muss ich mich ent-

scheiden?“. Außerdem fand am 10. 

Juni 2013 eine Fachtagung im Wei-

terbildungszentrum in Ingelheim statt. 

Schwerpunktthema war das Options-

verfahren. Es wurden außerdem 

Themen behandelt wie Staatsangehö-

rigkeitsrechtliche Vorgaben und Hin-

weise zur Praxis, aber auch Ideen zur 

stärkeren Vernetzung wurden disku-

tiert, sowie Strategien entwickelt, um 

die Einbürgerungszahlen weiter zu 

steigern. Die Moderation übernahmen 

Selim Özen (Vorsitzender AGARP) 

und Nurhayat Canpolat (Geschäfts-

führerin AGARP).  

AGARP- Delegiertenversammlung am 08. Juni 2013 in Wörth 

Am Samstag, den 8. Juni 2013 fand 

die Delegiertenversammlung der 

AGARP in Wörth am Rhein statt. Nach 

der Begrüßung und Eröffnung berich-

tete der Vorstand über seine Aktivitä-

ten. Herr Özen berichtete über aktuel-

le Themen des Vorstands und über 

die Bereisung der Beiräte durch den 

Vorstand (AGARP on tour). Im An-

schluss gab es einen Bericht aus der 

Geschäftsstelle von Frau Canpolat, in 

dem über die Gremienarbeit und Ak-

tuelles in den Projekten informiert 

wurde.  Bei dem Bericht aus den Re-

g ionen wurde  in tens iv über das  

Thema kommunales Wahlrecht ge-

sprochen und die dazugehörige Kam-

pagne in der Südpfalz wurde vorge-

stellt und diskutiert. Frau Windhorst 

vom Ministerium für Integration, Fami-

lie, Kinder, Jugend und Frauen 

(MIFKJF) Referat Flüchtlingspolitik, 

Migrantenaufnahme, Rückkehr stellte 

das Projekt zur Bekämpfung von Men-

schenhandel zum Zweck der Arbeits-

ausbeutung vor. 

Nach einem anschließenden Aus-

tausch fanden regionale Thementi-

sche statt, an denen sich die Teilneh-

menden austauschen konnten. 

Die Referentinnen des Projekts „We-

ge in eine demokratische Vielfalt. 

Qualifizierung und Empowerment der 

Migrantenorganisationen“ der AGARP 

moderierten die Tische und erarbeite-

ten u.a. die Themen Vernetzung und 

Interkulturelle Öffnung . Abschließend 

wurden im Plenum verschiedene 

Themen diskutiert, Mitteilungen ge-

macht und Anträge formuliert.  

Wir danken allen Teilnehmenden für 

die fruchtbaren Diskussionen und 

danken dem Vorsitzenden des Beira-

tes in Wörth, Herrn Istanbullu, für die 

Organisation vor Ort. 

Save the date! 

31.08.2013 „AGARP on tour“ + Qualifizierungsseminar „Öffentlichkeitsarbeit“ 

Die nächste AGARP on tour  Station 

in diesen Jahrs ist am 31.08.13 in 
Remagen. Ziel ist es, durch direkte 
Gespräche mit den Migrantenorgani-
sationen und den Beiräten vor Ort 
Raum für einen Austausch zu geben.  

Neu ist bei dem nächsten „AGARP 

on tour“ Termin, dass die Qualifizie-

rungsreihe „Vielfalt und Kompetenz 

vor Ort“ an diese Bereisung ange-

knüpft wird. Vormittags findet das  

Netzwerktreffen der „AGARP on tour“ 

statt, bei dem auch Projektmitarbei-

ter_innen der AGARP vor Ort sind, 

um Interessierten die gegenwärtigen 

Projekte vorzustellen.  

Am Nachmittag wird für die Beirats-

mitglieder ein Qualifizierungsseminar, 

kostenfrei und bei Bedarf mit Kinder-

betreuung,  angeboten. Das Qualifi-

zierungsseminar in Remagen behan-

delt das Thema „Öffentlichkeitsarbeit“  

mit einer praxisorientierten  Gestaltung, 

die für die politische Arbeit der Beirats-

mitglieder nutzbar gemacht werden soll. 

Das Ankündigungsschreiben und nähe-

re Informationen zum 31.08.13 erhalten 

Sie gegen Ende Juli. 

Bei Rückfragen könne Sie sich wenden 

an: Frau Havva Tor   

E-Mail: havva.tor@agarp.de  

 

http://einbuergerung.rlp.de/fileadmin/einbuergerung/downloads/Brosch%C3%BCre_Optionspflicht_PDF.pdf
http://einbuergerung.rlp.de/fileadmin/einbuergerung/downloads/Brosch%C3%BCre_Optionspflicht_PDF.pdf
mailto:havva.tor@agarp.de
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Beispiele der Arbeit der Beiräte für Migration und Integration 

Die Aufgaben der Beiräte für Migration 

und Integration sind vielfältig. Sie rei-

chen von der Interessenvertretung der 

eingewanderten Bevölkerung einer 

Gemeinde/Stadt/Verbandsgemeinde 

oder eines Landkreises über Zusam-

menarbeit mit ihrer jeweiligen Kom-

mune, um ein gleichberechtigtes Zu-

sammenleben von Menschen mit und   

ohne  Migrationshintergrund in Ihrer 

Kommune zu erreichen, bis hin zum 

Einsatz gegen Vorurteile und Diskri-

minierung in der Gesellschaft und auf 

dem Arbeitsmarkt.  

Die Migrationsbeiräte haben die Auf-

gabe, (gesellschafts-) politische Ent-

wicklungen und Vorkommnisse zu be-

obachten, diese mit den politischen 

Verantwortlichen zu thematisieren und 

gemeinsam die Integrationspolitik in  

der Kommune zu gestalten. Die fol-

genden Beispiele zeigen, wie die Bei-

räte vor Ort migrationspolitische The-

men aufgreifen und aktiv gestalten 

können.  

Schicken auch Sie uns Informatio-

nen zu Ihren Veranstaltungen vor 

Ort, wir berichten gerne über diese  

in unserem Newsletter.   

Beirat Mainz-Bingen verleiht Integrationspreis 2013  

Aktivitäten und Engagement würdigen 

Der Beirat möchte mit dem Integrati-

onspreis die Bemühungen um ein 

gleichberechtigtes und friedliches Mit-

einander im Landkreis Mainz Bingen 

würdigen.  Ein weiteres Ziel besteht  

darin, die Bedeutung von Integration 

und Migration zu dokumentieren. Bis 

zum 15. September 2013 können sich 

Privatpersonen aus dem Landkreis, 

aber auch Institutionen, Initiativen,  

Vereine und Verbände, die sich im 

Bereich Migration/Integration engagie-

ren bewerben, oder durch Dritte vor-

geschlagen werden. Mehr Informatio-

nen finden sie hier! 

Kooperationsvereinbarung mit der Polizei  
Bericht des Beirats für Migration und Integration Kreis Bad Kreuznach  
Die mit der Polizei und Kriminalinspek-

tion geschlossene Vereinbarung der 

Beiräte für Migration und Integration in 

Bad Kreuznach beinhaltet das Anlie-

gen, gemeinsam Rassismus und 

Rechtsextremismus zu bekämpfen. 

Der Landrat, Franz Josef Diehl, unter-

zeichnete die Vereinbarung am 

29.05.2013 und betonte, dass durch   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gruppenfoto des Beirats  

Respekt und Vertrauen Probleme prä-

ventiv verhindert werden könnten. Mit 

der nun unterzeichneten Kooperati-

onsvereinbarung ist die Zusammenar-

beit mit dem Beirat in vielen Bereichen 

verbindlich, so der Polizeipräsident 

Karl-Heinz Weber. Die Vorsitzende 

des Beirats der Stadt, Aynur Kara, und 

der Vorsitzende des Kreisbeirates, Mo- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

hammad Khademi, wiesen darauf hin, 

dass durch die Vereinbarung nun ein 

Gerüst vorhanden sei, das mit Inhalt 

gefüllt werden könne.  

Folgende Ziele und Maßnahmen sieht 

die Kooperationsvereinbarung vor: 

Aufbau eines Vertrauensverhältnis-

ses, Gewinnung von Migrant_innen 

für den Polizeidienst, Austausch zwi-

schen Beiräten und Polizei, Durchfüh-

rung gemeinsamer Projekte und Ver-

anstaltungen. Zur Verbesserung der 

Kommunikation zwischen dem Beirat, 

Zugewanderten, der Politik und Ver-

waltung gibt es regelmäßig stattfin-

dende Treffen mit dem Ziel, Ideen 

gemeinsam  umzusetzen. Langfristige 

Ziele sind dabei z.B. die doppelte 

Staatsbürgerschaft, die verstärkte Er-

werbstätigkeit von Migrant_innen in 

Verwaltung und Kommune sowie die 

Unterstützung der Maßnahmen zur 

Erleichterung der Anerkennung von 

Asylfällen. 

Weitere Aktivitäten und Ziele sind im 

Flyer des Beirates und in einer 

Selbstdarstellung abgebildet.  

 

http://www.mainz-bingen.de/deutsch/downloads/integration/integrationspreis_flyer.pdf
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Kampagne „Demokratie braucht jede Stimme“ 
Gemeinsame Auftaktveranstaltung der Beiräte für Migration und Integration der 
Städte Landau, Wörth, Germersheim und des Kreises Germersheim zum Kommuna-
len Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger_innen 
Am 9. Mai 2013 fand in Germersheim 

die Auftaktveranstaltung zur Kam-

pagne “Demokratie braucht jede 

Stimme” statt. 

Die Veranstalter – Beiräte für Migra-

tion und Integration der Städte Wörth, 

Germersheim, Landau und des Krei-

ses Germersheim – wollten mit dieser 

Kampagne die Öffentlichkeit für das 

‚Kommunale Wahlrecht für Alle‘ sen-

sibilisieren. Das große Interesse 

wurde durch ca. 100 Gäste, die an 

diesem Feiertag gekommen waren, 

sichtbar. 4,45 Millionen Einwohner 

und Einwohnerinnen ohne EU-

Staatsbürgerschaft (sog. Drittstaat-

ler_innen) haben keine politische  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  Die Gäste in der Kreisaula Germersheim 

 

Partizipationsmöglichkeit bei den 

Kommunalwahlen. Bislang dürfen bei 

den Kommunalwahlen in Deutschland 

nur die Bürger und Bürgerinnen der Eu-

ropäischen Union wählen und gewählt 

werden.  

Integration setzt jedoch voraus, an der 

Gestaltung des eigenen Lebensumfel-

des mitwirken zu können. Das gilt vor 

allem auf kommunaler Ebene, wo der 

Selbstverwaltungsgedanke und das 

Prinzip der basisnahen Regelung eige-

ner Angelegenheiten von großer Be-

deutung sind. “Die Ungleichbehandlung 

des Grundrechtes der politischen Parti-

zipation muss endlich abgeschafft wer-

den. Eine Gesellschaft, die einen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

bei der Auftaktveranstaltung am 9. Mai. 

Teil der Bevölkerung von politischen 

Entscheidungen ausschließt, verliert 

ihre demokratischen Grundlagen. Das 

demokratische System in Deutschland 

hat deshalb schon heute ein erhebli-

ches Legitimationsproblem”, so die 

Migrationsbeiräte.  

“Es wird noch größer werden, wenn 

das wahlberechtigte Staatsvolk und 

die tatsächliche Bevölkerung immer 

weniger übereinstimmen. In einigen 

Kommunen sind schon heute über 30 

Prozent der volljährigen Einwohner-

schaft nicht wahlberechtigt.  Das wirkt 

sich negativ auf die demokratische 

Legitimation der Entscheidungen aus, 

die Abgeordnete in den Parlamenten 

fällen. Daher fordern wir, die Beiräte 

für Migration und Integration der 

Südpfalz,  das Kommunalwahlrecht 

für alle rechtmäßig und dauerhaft in 

Deutschland lebenden Einwohner und 

Einwohnerinnen und fordern Bundes-

tag und Bundesrat dazu auf, die ge-

setzlichen Rahmenbedingungen hier-

für zu schaffen. Hierzu haben wir die 

Kampagne ‚Demokratie braucht jede 

Stimme‘ ins Leben gerufen“, so Aydin 

Tas, Vorsitzender des Beirates für 

Migration und Integration. 

Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine  
31.08.2013       - Remagen, AGARP on tour, 9.00-11.30 Uhr.  Nähere Infos in Kürze auf unserer Homepage. 

 
31.08.2013       - Remagen, Qualifizierungseminar „Öffentlichkeitsarbeit“, 12.30-17.00 Uhr. Nähere Infos in Kürze  

                           auf unserer Homepage     
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Zu Gast beim Frauenfrühstück in der Alem-i Islam Moschee  
Vorsitzende des Beirats für Migration und Integration Ludwigshafen und Frauenbe-
ratungsstellen informieren beim Frauenfrühstück in der Moschee 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gäste beim Frauenfrühstück in der 

Vertreterinnen der Frauenunter-

stützungseinrichtungen von 

Frauenhaus, Wildwasser und 

Notruf Lu e.V. sowie der  Inter-

ventionsstelle bei Gewalt in en-

gen sozialen Beziehungen wa-

ren am Freitag, den 03. Mai 

2013 zusammen mit der Vorsit-

zenden des Beirats für Migrati-

on und Integration der Stadt 

Ludwigshafen am Rhein, Hayat 

Erten, zu Gast beim Frauen-

frühstück in der Alem-i Islam 

Moschee.  

 

 

                                           

          

 

 

 

 

 

 

 

 

Alem-i Islam Moschee. 

Nach dem gemeinsamen Früh-

stück stellten sie dort ihre Bera-

tungsangebote für von Gewalt be-

troffene Frauen vor und informier-

ten über verschiedene Formen 

von Gewalt in engen sozialen Be-

ziehungen, wie psychische, kör-

perliche, sexuelle, ökonomische 

und soziale Gewalt. Häufig wer-

den in Gewaltbeziehungen ver-

schiedene Formen der Gewalt 

ausgeübt.  

Die Mitarbeiterinnen wiesen da-

rauf hin, dass Beziehungsgewalt  

unabhängig von Alter, Bildung, finanzieller Situa-

tion oder kulturellem Hintergrund stattfindet. 

Nach einer Studie der Bundesregierung zur Le-

benssituation von Frauen in Deutschland, sei je-

de 4. Frau, statistisch gesehen, einmal in ihrem 

Leben betroffen von Gewalt durch den Partner 

oder Ex-Partner. In der anschließenden Frage-

runde wurden mit den teilnehmenden Frauen 

verschiedene Aspekte und Erfahrungen disku-

tiert. Die Vertreterinnen der Beratungsstellen be-

tonten, dass es wichtig sei, dieses Tabuthema 

anzusprechen  und Hilfsmöglichkeiten zu ken-

nen, wenn es darum geht, einer Nachbarin, 

Verwandten, Freundin oder sich selbst zu hel-

fen. Weitere Besuche bei Frauenfrühstücken in 

den Moscheen sind geplant. Zweisprachige In-

formationsflyer, die Adressen und Kontaktdaten 

der Beratungsstellen enthalten, sowie Hinweise 

auf Informationsmöglichkeiten im Internet, kön-

nen angefordert werden über: 

Frauenhaus – Hilfe, Schutz, Beratung   Tel.: 

0621 521969 

Wildwasser und Notruf Lu e.V., Unterstützung 

bei sexualisierter Gewalt   Tel.: 0621 628165 

Interventionsstelle bei Gewalt in engen sozialen 

Beziehungen   Tel.: 0621 5292536 

Verfasserin: Hayat Erten, Vorsitzende des Bei-

rats für Migration und Integration der Stadt Lud-

wigshafen 

Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine  

31.08.2013       - Remagen, Qualifizierungsseminar „Öffentlichkeitsarbeit”, 12.30-17.00 Uhr. Nähere Infos in Kürze  

                           auf unserer Homepage.  
         
26.10.2013       - AGARP-Delegiertenversammlung, vorauss.13.00-17.00 Uhr. Nähere Infos in Kürze auf unserer  

                           Homepage.   
 
 
 

   Wenn Sie die Aktivitäten Ihres Beirats vorstellen möchten,  wenden Sie sich bitte an newsletter@agarp.de 

Unser nächster Newsletter wird voraussichtlich im September  2013 erscheinen. 


